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Antrag 

der Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Dr. Jürgen Rochlitz, Werner Schulz 
(Berlin), Christa Nickels und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Erhalt des Palastes der Republik 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

In weiten Kreisen der Gesellschaft wird der Standort des Palastes 
der Republik und des ehemaligen Hohenzollernschlosses in Ber- 
lin als historische Mitte der Hauptstadt und gleichzeitig als räum- 
lich-symbolischer Mittelpunkt des vereinigten Deutschlands an- 
gesehen. 

Die Entscheidung über die Gestaltung des Schloßplatzbereichs ist 
darum von grundsätzlicher Bedeutung für die Fähigkeit unserer 
Gesellschaft, mit ihrer „ Mitte " umzugehen. Bewußt oder auch un- 
bewußt wird hier die Entscheidung gefällt, was die „Mitte des ver- 
einigten Deutschlands " darstellen soll, ob es überhaupt so eine 
Mitte geben soll oder ob es sich um einen beliebigen Ort handelt. 
Der Streit um die Fragen Palast oder Schloß ist mittlerweile zu ei- 
ner Art Machtkampf geworden, wem die Mitte gehören soll, den 
Ostdeutschen und Ostberlinern oder den Westdeutschen und 
Westberlinern. Die Diskussion ist bisher ideologisch überfrachtet 
und verkürzt auf Fassaden und Formen, nicht aber über Inhalte 
und Nutzungen geführt worden. 

Auf der Grundlage mehrerer Petitionen nahm darum der Deutsche 
Bundestag in seiner 61. Sitzung am 12. Oktober 1995 die Be- 
schlußempfehlung des Petitionsausschusses an mit der Forderung 
„ der Palast solle nach Möglichkeit erhalten bleiben " und das Bun- 
de sministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau soll- 
te daher „alternative Nutzungskonzepte für den Palast der Repu- 
blik eingehend prüfen und nach Möglichkeiten einer sinnvollen 
Nutzung suchen“ (Drucksache 13/2468). Die Bundesregierung ist 
dieser Empfehlung des Deutschen Bundestages bis heute in kei- 
ner Weise nachgekommen. Bislang wurden keinerlei Nutzungs- 
und Erhaltungskonzepte für den Palast der Republik erarbeitet. 
Statt dessen bereitet die Bundesregierung zusammen mit dem 
Land Berlin den Abriß des Palastes und die Privatisierung der 
Grundstücke von Palast und Schloßplatz vor. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung in Zusam- 
menarbeit mit dem Land Berlin auf 

1. die Grundstücke des Palastes der Republik und des Schloß- 
platzes sollen ihrer herausragenden historischen Funktion ent- 
sprechend dauerhaft öffentliches Eigentum bleiben. Eine Pri- 
vatisierung des bundeseigenen Grundstücks wird entschieden 
abgelehnt. Die Bundesregierung wird aufgefordert r auch auf 
das Land Berlin einzuwirken und sich für den Erhalt des Grund- 
stücks des Schloßplatzes als öffentlichen Grund und Boden ein- 
zusetzen. 

2. Zur Erarbeitung eines sinnvollen Nutzungskonzeptes und zur 
Abstimmung der Nutzungsprioritäten zwischen dem Bund und 
dem Land Berlin sind u. a. folgende Bedarfsprüfungen erfor- 
derlich: 

- Die Bundesregierung legt dar, in welchem Umfang und mit 
welchen Räumlichkeiten eine Konferenznutzung im ehe- 
maligen Palast der Republik möglich war und bei Wieder- 
inbetriebnahme künftig möglich und sinnvoll sein kann; 

- es ist eine Bedarfsprüfung durchzuführen, ob in Berlin nach 
dem Hauptstadtumzug zusätzlich zu den bestehenden 
Konferenzzentren Bedarf an einem weiteren Konferenz- 
zentrum besteht und welche Größenordnung, Nutzungs- 
merkmale und Standortbedingungen ein zusätzliches Kon- 
ferenzzentrum erfüllen müßte. Desgleichen ist zu prüfen, 
ob und inwieweit im Zentrum Berlins ein über das gege- 
bene und bereits geplante Hotelbettenangebot hinausge- 
hender Bedarf an einem Hotel besteht; 

- von Berliner Seite sind insbesondere eine Nutzung durch 
die Zentral- und Landesbibliothek und/oder durch die 
Humboldt-Universität zu prüfen, wobei Mittel durch Frei- 
zug anderer öffentlicher Gebäude aktiviert und bereits 
disponierte Finanzierungen einbezogen werden können. 

3. Der Palast der Republik ist zu erhalten und baldmöglichst ei- 
ner angemessenen neuen, überwiegend öffentlichen kulturel- 
len Nutzung zuzuführen. Hierfür soll die Bundesregierung in 
Abstimmung mit dem Land Berlin ein praktikables Nutzungs- 
konzept erarbeiten sowie einen planerischen Vorentwurf, eine 
Kostenschätzung nach DIN 276 und ein Finanzierungskon- 
zept. Die öffentliche Trägerschaft für das Gebäude ist zwischen 
dem Bund und dem Land Berlin zu klären. 

4. Die künftige Nutzung auf den beiden Grundstücken soll 
Öffentliche Nutzung sein, dies schließt eine teilweise Verpach- 
tung oder Vermietung an Private nicht aus. 

5. Auf der Grundlage eines abgestimmten Nutzungskonzeptes 
sind im Rahmen des planerischen Vorentwurfes die Räume und 
Gebäudeteile zu kennzeichnen, für die die Verfahren einer ver- 
siegelnden und abdeckenden Asbestsanierung in Frage kom- 
men. Die Mittel für die Asbestsanierung sind erst auf der 
Grundlage einer solchermaßen spezifizierten Planung freizu- 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8043 


geben, weil dadurch eine erhebliche Kostensenkung bei der 
Asbestsanierung erzielt werden kann. 

6. Für eine ergänzende Bebauung auf dem Schloßplatz besteht 
keine Eile, über sie sollte erst entschieden werden, wenn in 
Berlin einige Jahre praktische Erfahrungen mit dem neuen 
Hauptstadtleben gesammelt worden sind und sich neue Be- 
dürfnisse zur inhaltlichen Gestaltung der Mitte abzeichnen. 

7. Der Schloßplatz soll darum mit vertretbaren öffentlichen Mit- 
teln für eine Zwischennutzung gestaltet werden unter Ein- 
beziehung von Ausgrabungen des ehemaligen Schlosses und 
teilweiser Begrünung. Auf keinen Fall darf Berlins Mitte ein 
riesiger Stellplatz bleiben. 


Bonn, den 16. Juni 1997 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Werner Schulz (Berlin) 

Christa Nickels 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Der Bund ist Eigentümer des ehemaligen Palastes der Republik, 
das Land Berlin Eigentümerin des daran angrenzenden Schloß- 
platzes. 

Das SED-Regime unter Walter Ulbricht hatte 1 950/5 1 das im Krieg 
stark zerstörte Schloß der Hohenzollern abreißen lassen, um den 
„Marx-Engels-Platz" als zentralen Aufmarschplatz zu gewinnen. 
1973 bis 1976 wurde der „Palast der Republik" gebaut. Er beher- 
bergte die Volkskammer, ein Konferenzzentrum, Räume -für 
Großveranstaltungen, Konzerte, Theater, Tanz und Ausstellungen 
und mehrere Restaurants und Cafes. 

Der Palast der Republik wurde nach Öffnung der Mauer zum po- 
litischen Aktionszentrum der Vereinigung. Am 31. August 1990 be- 
schloß hier die erste freigewählte Volkskammer den Beitritt zur 
Bundesrepublik Deutschland. Am 19. September 1990 ließ die 
Volkskammer den „Palast" zum Zweck einer baldigen Asbestsa- 
nierung schließen. Seither engagieren sich unterschiedliche ge- 
sellschaftliche Gruppen auf der einen Seite für eine baldige Wie- 
derinbetriebnahme des „Palastes", auf der anderen Seite für 
seinen Abriß und einen Neubau in der Kubatur des alten Schlos- 
ses mit rekonstruierten Schloßfassaden. Nachdem das Aktions- 
bündnis „Macht den Palast auf" 80000 Unterschriften für den Er- 
halt des „Palastes" gesammelt und sich mit einer Petition an den 
Deutschen Bundestag gewandt hatte, nahm der Deutsche Bun- 
destag am 12. Oktober 1995 in seiner 61. Sitzung die Beschluß- 
empfehlung des Petitionsausschusses an, die forderte, „der Palast 
solle nach Möglichkeit erhalten bleiben" und eine Überweisung 
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an das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städ- 
tebau (BMBau) beinhaltete, das BMBau sollte „alternative Nut- 
zungsmöglichkeiten prüfen und nach Möglichkeiten einer sinn- 
vollen Nutzung suchen“. 

Dem entgegen hat der Gemeinsame Ausschuß Bund/Berlin auf sei- 
ner Sitzung am 31. Mai 1996 als Kernelemente eines Nutzungs- 
konzeptes für den Bereich des ehemaligen Palastes der Republik 
und des Schloßplatzes in Berlin ein Konferenzzentrum mit Hotel, 
eine Bibliothek, Flächen für Wechselausstellungen sowie Ge- 
schäfte und Restaurants festgelegt. Es wurde beschlossen, daß sich 
die städtebauliche Figur weitestgehend auf den Grundriß des 
früheren Stadtschlosses beziehen soll und daß die architektonische 
Form einer Neubebauung durch einen Bauwettbewerb gefunden 
werden soll. Mit der Erklärung, daß dieses Nutzungskonzept in der 
Gestalt des Palastes der Republik nicht durchführbar sei, hat sich 
der Gemeinsame Ausschuß für den Abriß des „Palastes“ ausge- 
sprochen. 

Gleichzeitig hat der Gemeinsame Ausschuß einer Finanzierung 
des neuen Vorhabens in „öffentlich-privater Partnerschaft“ be- 
schlossen und die Einbringung der Grundstücke von Bund und 
Berlin in ein privates Investorenprojekt. 

Mit diesem Beschluß, an dem der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, persönlich 
beteiligt war, wurde der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
12. Oktober 1995 gründlich mißachtet und ins Gegenteil gekehrt. 

In einem Fachgutachten im Auftrag des BMBau wurden Anfang 
1997 die Kosten für die Asbestsanierung des „Palastes“ in fünf 
unterschiedliche Varianten mit gleichbleibend jeweils ca. 101 Mio. 
DM festgestellt. 

Während die Bundesregierung aber bis heute nicht in der Lage ist, 
das vom Haushaltsausschuß geforderte Nutzungskonzept vorzu- 
legen, haben der Bund und Berlin in der Sitzung des Gemeinsa- 
men Ausschusses vom 28. Mai 1997 beschlossen, ein Interessen- 
bekundungsverfahren für Investoren bis zum 30. September 1997 
durchzuführen und anschließend einen offenen Architektenwett- 
bewerb für den Schloßplatz auszuloben. Grundlage des Wettbe- 
werbs soll der Bau eines Gebäudes in der Kubatur des Schlosses 
werden. 

Damit setzt die Bundesregierung in Kooperation mit dem Land Ber- 
lin die Mißachtung des Beschlusses des Deutschen Bundestages 
hartnäckig fort. 

Die Entscheidung des Gemeinsamen Ausschusses Bund/Berlin de- 
klariert diesen Ort einseitig zum Besitz des Westens. Sie vervoll- 
ständigt die Kette der gedankenlosen Demütigungen der Men- 
schen in Ostdeutschland und konterkariert das Ziel einer 
partnerschaftlichen Vereinigung. 

Der Beschluß, daß es ein Bauvorhaben in „ öffentlich-privater Part- 
nerschaft“ werden soll, bei dem der Bund und Berlin die Grund- 
stücke in ein privates Investorenmodell einbringen, entwertet den 
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Ort als demokratisch legitimierten, öffentlichen Ort und setzt ihn 
den Renditekalkülen privater Investoren aus. 

Es gab bislang zwar vielfache Diskussionen, Architektur- und 
Medienbeiträge zum Thema, aber kein Verfahren, das in einer 
öffentlich glaubwürdigen Form die Palastbefürworter und die 
Schloß- bzw. Schloßfassadenbefürworter an einen Tisch brachte. 
Die Entscheidung des Gemeinsamen Ausschusses ist eine 
Entscheidung hinter verschlossenen Türen, die sowohl die Emp- 
fehlungen des Petitionsausschusses als auch die Auflage des Haus- 
haltsausschusses, ein differenziertes Nutzungskonzept vorzule- 
gen, mißachtet. 
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